
12. Juni 2025

Dobrindt kündigt
Verfassungsschutzbericht an – AfD-

Verbot in der Debatte!
Innenminister Dobrindt präsentiert den

Verfassungsschutzbericht 2024, diskutiert AfD-Verbot und
Rechtsextremismus in Deutschland.

Köln, Deutschland - Am Montag stellte Innenminister
Alexander Dobrindt (CSU) den umfassenden
Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2024 vor. Dieser 400
Seiten lange Bericht zeigt die alarmierende Entwicklung des
Rechtsextremismus in Deutschland und identifiziert ihn als
größte Bedrohung für das Grundgesetz. Laut Dobrindt reichen
die Inhalte eines kürzlich geleakten 1.000-Seiten-Gutachtens
nicht aus, um ein AfD-Verbotsverfahren einzuleiten. Er
bemängelte insbesondere, dass das Gutachten keine
aggressiven Angriffe der AfD auf die Demokratie dokumentiere,
die für ein Parteiverbot erforderlich wären. Dobrindt wies zudem



darauf hin, dass die Diskussion über ein Verbot „vorschnelle
Schlüsse“ ziehe und eine inhaltliche Auseinandersetzung
gefordert sei, die Lösungen für Bürgerprobleme anbiete, anstatt
über Verbote zu diskutieren.

Der Verfassungsschutzbericht zeigt, dass im vergangenen Jahr
rund 38.000 politische Straftaten von 50.250 Rechtsextremisten
verübt wurden. Diese Zahl übersteigt die Summe aller
politischen Straftaten, die von Linken, ausländischen Gruppen
und Islamisten verübt wurden. Dobrindt kritisierte das
Gutachten zur Hochstufung der AfD als „gesichert
rechtsextremistisch“ und bewertet die laufenden Diskussionen
um ein Verbot als unzureichend. Bekanntlich ist die AfD derzeit
als Verdachtsfall eingestuft und wehrt sich gegen diese
Entscheidung mit einem Eilantrag, dessen Ausgang noch
aussteht.

Rechtsextremismus im Fokus

Die Statistiken des Berichts zeigen einen besorgniserregenden
Anstieg des rechtsextremistischen Personenpotenzials, das Ende
2024 auf 50.250 Personen geschätzt wird, im Vergleich zu
40.600 im Jahr 2023. Darunter befinden sich etwa 15.300
gewaltorientierte Rechtsextremisten, was einen Anstieg von 800
Personen gegenüber dem Vorjahr darstellt. Der Bericht
verzeichnet ebenfalls 37.835 rechtsextremistische Straf- und
Gewalttaten im Jahr 2024, was einem Anstieg um 47,4 %
entspricht.

Ein auffälliger Aspekt ist, dass 34.213 der genannten Straftaten
auf Propagandadelikte und Meinungsdelikte entfallen, während
Gewaltverbrechen wie Körperverletzungen zugenommen haben.
Diese Entwicklung hat auch dazu geführt, dass
rechtsextremistische Gewaltakte gegen Asylunterkünfte und
Angriffe auf die LSBTIQ-Community vermehrt registriert wurden.
Der Verfassungsschutzbericht zeigt auch, dass
rechtsextremistische Strukturen versuchen, gesellschaftliche
Themen wie den Nahostkonflikt für ihre antisemitischen und



migrationsfeindlichen Positionen zu instrumentalisieren.

Die Rolle der Politik

Politisch ist die Stimmung bezüglich eines Verbots der AfD
gespalten. Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Daniel Günther
befürwortet ein Verbot, während Dobrindt eine vorsichtige
Haltung einnimmt. Der Grünen-Co-Vorsitzende Felix Banaszak
schloss sich Forderungen nach einem Verbotsverfahren an. Laut
dem Verfassungsschutzbericht wäre für ein solches Verbot
jedoch nicht nur die Vertretung verfassungsfeindlicher
Meinungen ausreichend, sondern es müssten aktive und
aggressive Maßnahmen für erforderlich gehalten werden, um ein
Verbot zu rechtfertigen.

Insgesamt befürwortet Dobrindt eine klare Auseinandersetzung
mit der Thematik der politischen Extremismen, um die
Herausforderungen, die der Rechtsextremismus mit sich bringt,
konstruktiv anzugehen. Der Innenminister kündigte an, dem
Verfassungsschutz die notwendigen finanziellen Mittel zur
Verfügung zu stellen, ohne jedoch konkrete Zahlen zu nennen.
Der Jahresetat des Verfassungsschutzes beträgt 512 Millionen
Euro, das sind 43 Millionen Euro mehr als im Vorjahr. Der Bericht
wirft ein kritisches Licht auf die Entwicklung in der deutschen
Gesellschaft und fordert ein verstärktes Engagement gegen den
Rechtsextremismus.

Für detaillierte Informationen über den
Verfassungsschutzbericht und seine Auswirkungen auf die
politische Landschaft lesen Sie die umfassende Analyse auf 
freilich-magazin.com, die Argumente der Befürworter eines
AfD-Verbots bei tagesschau.de sowie die komplette Analyse
des Verfassungsschutzes auf verfassungsschutz.de.

Details
Vorfall Rechtsextremismus

https://www.freilich-magazin.com/politik/der-verfassungsschutzbericht-2024-ein-politisches-manifest
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/dobrindt-afd-verbotsverfahren-100.html
https://www.verfassungsschutz.de/DE/verfassungsschutz/der-bericht/vsb-rechtsextremismus/2024-vsb-rechtsextremismus_artikel.html
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